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Bonn, den 21. Oktober 1952 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.; Kleine Anfrage Nr. 296 der Fraktion der FDP - Nr. 3728 der 
Drucksachen - Rückgabe deutscher Vermögenswerte 


Zu der kleinen Anfrage Nr. 296 der Fraktion 
der FDP teile ich folgendes mit: 

Nach den Informationen, die der Bundesre- 
gierung vorliegen, hat die Thüringische Zell- 
wolle Aktiengesellschaft, Gronau/W estf., die 
Mehrheitsbeteiligung an ihrer Tochtergesell- 
schaft, der Schwäbischen Zellstoff Aktien- 
gesellschaft, Ehingen/Donau, aufgrund eines 
Finanz- und Lieferungsabkommens verloren, 
das ein von der sowjetischen Besatzungsmacht 
eingesetzter Sequester ihres Werkes in Schwar- 
za/Thür. mit einem von der französischen 
Besatzungsmacht bestellten Sequester der 
Schwäbischen Zellstoff AG. am 23. Januar 
1947 abgeschlossen hat. Die Mehrheitsbetei- 
ligung gelangte dann in die Hand einer 
französischen Gruppe. Die in der „Zeit” vom 
2. Oktober 1952 insoweit gegebene Darstel- 
lung stimmt mit dem Material überein, das 
der Bundesregierung vorliegt. 

Die Thüringische Zellwolle AG. hat mehrere 
Klagen erhoben, und zwar beim Landgericht 
Ravensburg gegen die Schwäbische Zell- 
stoff AG. und beim Landgericht Köln gegen 
die Firma Ch. Gervais AG., ein Mitglied der 
französischen Gruppe. Die Klagen vor dem 
Landgericht Ravensburg bat die Thüringische 
Zellwolle AG. zurückgen onunen, weil die 
Schwäbische Zellstoff AG. beantragt hat, das 
Verfahren zwecks Vorlegung der Akten bei 
der französischen Besatzungsmacht gemäß 
Artikel 3 Absatz 2 des Gesetzes Nr. 13 der 
AHK auszusetzen. 

Jedoch hat die Sch wäbisdie Zellstoff AG. demge- 
genüber sofort die negative Feststellungsklage 
erhoben, erneut die Aussetzung des Ver- 
fahrens und die Vorlage der Akten bei der 


französischen Besatzungsmacht beantragt. Das 
Landgericht Ravensburg hat das Verfahren 
demgemäß ausgesetzt und die Einholung 
eines Bescheides der Besatzungsbehörde ange- 
ordnet. Lin solcher Bescheid liegt gegenwärtig 
noch nicht vor. 

Die Bundesregierung hat in dieser Ange- 
legenheit am 16. Oktober 1952 dem franzö- 
sischen Hohen Kommissar und dem britischen 
Hohen Kommissar im wesentlichen gleich- 
lautende Noten übersandt. Sie hat nach 
ausführlicher Darstellung des Sachverhalts 
darin zum Ausdruck gebracht, daß sie es 
im Hinblick auf die besondere Lage der 
Sache und im wohlverstandenen Interesse 
der Beteiligten als erforderlich ansehe, die 
Rechtsstreitigkeiten, die sich zwischen der 
Firma Thüringische Zellwolle AG. einerseits 
und der Firma Schwäbische Zellstoff AG. 
sowie der Firma Ch. Gervais AG. andererseits 
in Bezug auf die Rechtswirkungen des 
Finanz- und Lieferungsabkommens vom 23. 
Januar 1947, einschließlich der damit zu- 
sammenhängenden besatzungsseitigen An- 
ordnungen, ergeben, vor den zuständigen 
deutschen Gerichten klären zu lassen. Der 
französische und der britische IIoheKominissar 
wurden gebeten, die Zuständigkeit der deut- 
schen Gerichte zu bestätigen. 

Die Bundesregierung hofft, durch die er- 
griffenen Maßnahmen den ordentlichen 
Rechtsweg vor deutschen Gerichten für die 
Ansprüche der Thüringischen Zell wolle Aktien- 
gesellschaft offenhalten zu können. 

Dr. Erhard 
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